Sehr geehrte Frau Ferreri,

haben Sie vielen Dank für die Zusendung der Bürgererklärung zur wirtschaftlichen und sozialen Zukunft Europas, zu der Sie mich um eine Stellungnahme gebeten haben. Meiner Ansicht nach bietet das Projekt, an dem auch das Europäische Parlament einigen Anteil hat, den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, ihre Meinungen und Ansichten zum europäischen Integrationsprozess zum Ausdruck zu bringen. Ich persönlich halte den direkten Austausch mit den Bürgern, deren Meinungen und Interessen wir ja im Europäischen Parlament vertreten, für unersetzbar. Dafür habe ich mich bei den Verhandlungen über den Vertrag von Lissabon nachdrücklich eingesetzt. Jeder Bürger kann das zwar auch durch sein grundrechtlich verbrieftes Recht der Petition tun oder seine/n Kandidaten direkt kontaktieren, meine Erfahrung ist jedoch, dass dies immer noch viel zu wenige Menschen wirklich nutzen. Umso wichtiger sind Projekte wie das Ihrige, mit dem Sie die Bürger direkt ansprechen und animieren, aktiv zu werden. 

Auch die Politik sieht in den von Ihnen angesprochenen Themenfeldern Handlungsbedarf. Die genannten Probleme entsprechen der Thematik aktueller Debatten die im Parlament geführt werden,  wie beispielsweise die Einführung einheitlicher Arbeitsstandards in der EU. Gerade am Beispiel der Arbeitszeitrichtlinie lässt sich auch für den interessierten Bürger nachvollziehen, wie Politik funktioniert, wie die einzelnen Bereiche ineinander greifen und wie letztlich eine Entscheidung zustande kommt, die von den Beteiligten angenommen wird. Eine solche Debatte kann dann aber auch Themen aufgreifen, die wie die kostenlose Bildung oder die europaweite soziale Grundversorgung (vielleicht noch) nicht konsensfähig sind. Dass eine europaweite Rechtssicherheit eingefordert wird, greift die EU bereits mit dem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts auf. Auch über die verbraucherfreundliche Auszeichnung von Elektrogeräten durch ein verständliches Energylabel wird in Kürze im Plenum entschieden. Ganz besonders gefällt mir naturgemäß die Forderung nach der Europäischen Verfassung, an deren Ausarbeitung ich seinerzeit beteiligt war und deren Nicht-Zustandekommen ich immer noch bedaure. Der Reformvertrag von Lissabon wird einige der hier angesprochenen Fragen zwar aufgreifen und lösen, von einer wirklichen politischen Gemeinschaft sind wir aber weiterhin noch weit entfernt. Diese könnte sich dann beispielsweise auch, entsprechend legitimiert, mit so richtungsweisenden Fragen wie der Zukunft unserer Energieversorgung befassen. Auch würde der Lissabonner Vertrag, auf dessen schnelle Ratifizierung wir uns nun konzentrieren müssen, den Forderungen der Bürger nach mehr Transparenz und Demokratie und somit mehr Bürgernähe entgegenkommen. Dank der im Vertrag vorgesehenen Bürgerinitiative besteht die Möglichkeit, die Kommission zukünftig direkt aufzufordern, neue politische Vorschläge zu unterbreiten.

Zudem wird das Europäische Parlament mit dem Lissabonvertrag endgültig als gleichrangiger Partner aus dem Europäischen Institutionengefüge hervorgehen. Durch die Ausweitung der Kompetenzen des Europäischen Parlaments im Bezug auf den Haushalt, die internationalen Übereinkommen und der Ausdehnung des Mitentscheidungsverfahrens auf fast alle Teile der Gesetzgebung erhält die Stimme des einzelnen Bürgers eine wesentlich stärkere Gewichtung als dies bisher der Fall war. Auch die nationalen Parlamente erhalten mehr Möglichkeiten sich einzubringen. Beispielsweise kann durch die neuen Regelungen zur Einhaltung des Subsidaritätsprinzips, die EU nur tätig werden, wenn auf der Ebene der Europäischen Union bessere Ergebnisse erzielt werden können. Das demokratische Defizit der EU wird durch den Vertrag von Lissabon fast vollständig beseitigt werden und ein besseres Mitspracherecht der Bürger ermöglichen.  
Ich wünsche Ihnen viel Erfolg mit dem Projekt, das ich gerne unterstütze. 

